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Stadt Olsberg

1. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 287 "Hauptstraße" im Stadtteil Bigge

Geltungsbereich der 
1. vereinfachten Änderung

Geltungsbereich des
rechtskräftigen Bebauungsplanes

ART DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO

MAẞ DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 bis 21 BauNVO

Grundflächenzahl0,6

Maximale Gebäudehöhe in Meter über Normalhöhennull (NHN) als Höchstmaß
siehe textliche Festsetzung Nr. 2.1

H max: 

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO

SONSTIGE PLANZEICHEN

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen und Abgrenzung Maß der Nutzungen 
gem. § 1 (4) und § 16 (5) BauNVO

BESTANDSDARSTELLUNGEN UND HINWEISE

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

Zahl der Vollgeschosse - als HöchstmaßIII

Bestandhöhen in Meter ü. NHN

Flurgrenze FlurnummerFlur 10

336,00

Flurstücksgrenzen
und Flurstücksnummer

Fahrbahnrand

vorhandene Böschung

123

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 1. Änderunmg
des Bebauungsplanes gem § 9 (7) BauGB

Gebäude mit Hausnummer  außerhalb Plangebiet1

Gebäude mit Hausnummer  innerhalb Plangebiet1

Nur Einzelhäuser zulässigE

Allgemeine Wohngebiete, siehe textliche Festsetzungen Nr. 1.2 

Urbane Gebiete, siehe textliche Festsetzungen Nr. 1.1MU

Baugrenze

Lärmpegelbereiche
LP
LP IV

V

RECHTSGRUNDLAGEN
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),
in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung der Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 I S. 58), in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung 2018 - (BauO NRW 2018) vom 
21.07.2018 (GV NRW S. 421), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.
Nordrhein-westfälisches Denkmalschutzgesetz (Denkmalschutzgesetz - DSchG NRW) 
vom 13.04.2022 (GV. NRW. 2022 S. 662)

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
Textliche Festsetzungen gem. § 9 BauGB und BauNVO

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG  
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (5 - 10) BauNVO)

1.1 Urbanes Gebiet

1.1.1 Zulässig sind: 

1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes,
4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke.

1.1.2 Unzulässig sind:

1. Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs 
nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind,

2. Tankstellen.

1.1.3 Abweichend von der Festsetzung 1.1.1 und 1.1.2 sind in dem mit MU* gekennzeichneten 
Urbanen Gebiet Tankstellen allgemein zulässig.

2. MAẞ DER BAULICHEN NUTZUNG

(gem. § 9 (1) Nr. 1 u. § 9 (3) BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

2.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die maximal zulässigen Firsthöhen bzw. Gebäudehöhen sind in den jeweiligen Bereichen der 
Planzeichnung in Meter über NHN festgesetzt. 

2.2 Grundflächenzahl
Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes ist eine Überschreitung der 
festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) zulässig, sofern diese zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes bereits bestand. 

3. FLÄCHEN ODER MAẞNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG 
VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB)

3.1 Urbanes Gebiet

3.1.1 Bei der Neuanlage von Tiefgaragen sind diese, soweit sie nicht mit Gebäuden bestanden 
sind zu mindestens  50 % mit einer Substratschicht mit einer Aufbauhöhe von mind. 50 cm zu 
überdecken und dauerhaft mit Strauch und Staudenpflanzen zu begrünen.
Für die Begrünung der Flachdächer und der Decken der Tiefgarage wird auf die 
FLL-Dachbegrünungsrichtlinie in der jeweils gültigen Fassung verwiesen (Forschungs- 
gesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. „Dachbegrünungsrichtlinien – 
Richtlinien für die Planung, Bau und Instandhaltungen von Dachbegrünungen“). Die 
Qualitätskriterien der FLL-Dachbegrünungsrichtlinie sind bei der Realisierung der festgesetzten 
Dachbegrünung (Flachdach und Tiefgarage) einzuhalten.

5. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 
(gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB )

5.1 Zum Schutz vor Lärmeinwirkungen durch den Straßenverkehr der Hauptstraße und den 
Schienenverkehr auf der Bahnstrecke Bestwig-Winterberg werden voraussichtlich bei einer 
baulichen Errichtung oder baulichen Änderung von Räumen, die nicht nur zum 
vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, passive Schallschutzmaßnahmen 
erforderlich. 
Die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in den gekennzeichneten Bereichen müssen die 
bewerteten Luftschalldämm-Maße R'W,res  aufweisen, die gemäß DIN 4109 in den jeweils 
festgesetzten Lärmpegelbereichen erforderlich sind. 

Lärmpegelbereich III:
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches:  erf. R'w,ges =35 dB 
Büroräume und Ähnliches: erf. R'w,ges =30 dB

 
Lärmpegelbereich IV:
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches: erf. R'w,ges =40 dB
Büroräume und Ähnliches: erf. R'w,ges =35 dB 

HINWEISE

1. DENKMALSCHUTZ
Es wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet ggf. Einrichtungen von archäologischem 
Interesse vorliegen. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche 
Bodenfunde, d. h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden.
Die LWL – Archäologie für Westfalen (Außenstelle Olpe) ist daher bei Bauvorhaben, die mit 
Bodeneingriffen verbunden sind, in allen nachfolgenden Planungs- und 
Genehmigungsverfahren möglichst frühzeitig zu beteiligen. Die LWL-Archäologie für Westfalen 
wird in jedem Einzelfall prüfen, ob ein Bodendenkmal gem. § 2 Abs. 5 DSchG NW betroffen ist. 
In diesem Fall ist eine archäologische Maßnahme bauvorbereitend oder baubegleitend in das 
Vorhaben zu integrieren. Dies betrifft auch die Kosten der archäologischen Maßnahme (§ 29 
DSchG NW).

2. ÜBERFLUTUNGSSCHUTZ
Starkregenereignisse können durch das öffentliche Entwässerungsnetz nicht immer vollständig 
aufgenommen werden, sodass es zur Überflutung von Straßen, Gelände und Gebäuden 
kommen kann. Hiergegen muss sich der Grundstückseigentümer bzw. Nutzer gem. DIN 1986 
Teil 100 durch sinnvolle Kombinationen von Maßnahmen, die von der individuellen Lage und 
Gestaltung der baulichen Anlage abhängig sind, schützen.

3. ARTENSCHUTZ
Zum Ausschluss des § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG (Tötungsverbot) gegenüber planungsrelevanten 
Gebüschbrütern und europäischen Vogelarten sind mögliche Gehölzentfernungen in Anlehnung 
an § 39 BNatSchG nicht innerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten (01.03. – 30.09.) durchzuführen. 
Eine Ausnahme von dieser zeitlichen Regelung ist möglich, wenn der fachgutachterliche 
Nachweis (ökologische Baubegleitung) erbracht wird, dass keine Zugriffsverbote i.S. des § 44 
(1) BNatSchG ausgelöst werden.
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gegenüber Fledermäusen ist ganzjährig und 
rechtzeitig vor Durchführung von Abbrucharbeiten eine qualifizierte, fachgutachterliche 
Abbruchbegehung erforderlich. In Abhängigkeit der Ergebnisse der Abbruchbegehung können 
weitere Maßnahmen zum Schutz von Fledermäusen erforderlich werden, die dann mit dem 
Fachgutachter und der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen sind.
Um Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG gegenüber Reptilien ausschließen zu können, 
sind die Steinhaufen auf der östlichen Brachfläche außerhalb der Winterruhe (01.10.-31.03.) zu 
entfernen und die Vegetation bis Baubeginn kurz zu halten.

Zum Schutz lichtempfindlicher Fledermausarten sind für die Außenbeleuchtung (Objekt- und 
Stellplatzbeleuchtung) nur insekten- und fledermausfreundliche Leuchtmittel mit einer 
Hauptintensität des Spektralbereiches über 500 nm bzw. maximalem UV-Licht-Anteil von 0,02 % 
zulässig (geeignete marktgängige Leuchtmittel sind zurzeit Natriumdampflampen und 
LED-Leuchten mit einem geeigneten insektenfreundlichen Farbton, z.B. warmweiß, gelblich, 
orange, amber, Farbtemperatur von 2700 Kelvin oder weniger). Die Beleuchtung ist möglichst 
niedrig aufzustellen und geschlossene Lampenkörper zu verwenden, so dass das Licht nur 
direkt nach unten strahlt. Blendwirkungen in angrenzende Gehölzbestände sind zu vermeiden. 
Die Beleuchtungsdauer ist auf das notwendige Maß zu begrenzen.

4. EINSICHTNAHME VORSCHRIFTEN
Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug auf technische Regelwerke genommen wird – 
DIN-Normen sowie Gutachten und VDI-Richtlinien anderer Art – können diese bei der 
auslegenden Stelle innerhalb der Öffnungszeiten eingesehen werden.    

VERFAHRENSVERMERKE
Der Ausschuss Planen und Bauen hat am .............................gem. § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches die 

1. vereinfachte Änderung dieses Bebauungsplanes beschlossen. Es handelt sich um ein vereinfachtes 

Verfahren nach § 13 BauGB. Dieser Beschluss ist am .............................ortsüblich bekannt gemacht 

worden.

Olsberg, den .............................

Der Bürgermeister

i. A. 

.............................

Schulte

Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wurde die betroffene Öffentlichkeit in der Zeit vom ............................. bis 

............................. einschließlich an der Bauleitplanung beteiligt.

Olsberg, den .............................

Der Bürgermeister

i. A. 

.............................

Schulte

Dieser Bebauungsplan - Entwurf mit Begründung - wurde gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 

............................. bis ............................. einschließlich zu jedermanns Einsicht  veröffentlicht.

Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgte am .............................

Diese Veröffentlichung gem. § 3 Abs. 2 wurde gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen gem. § 

4 Abs. 2 BauGB durchgeführt.

Olsberg, den .............................

Der Bürgermeister

i. A. 

.............................

Schulte

Der Rat der Stadt hat am ............................. gem. § 10 des Baugesetzbuches diese 1. vereinfachte 

Änderung des Bebauungsplanes als Satzung beschlossen. Dieser Bebauungsplan wird hiermit 

ausgefertigt.

Olsberg, den .............................

Der Bürgermeister

......................................

Potthoff

Gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ist der Beschluss diese 1. vereinfachte Änderung des 

Bebauungsplanes am ............................. ortsüblich bekannt gemacht worden. 

Mit dieser Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan in Kraft getreten.

Olsberg, den .............................

Der Bürgermeister

i. A. 

.............................

Schulte

Lärmpegelbereich V:
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches: erf. R'w,ges =45dB
Büroräume und Ähnliches: erf. R'w,ges =40dB

Lärmpegelbereich VI:
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches:  erf. R'w,ges =50dB
Büroräume und Ähnliches:  erf. R'w,ges =45dB

Die Annahme abweichender maßgeblicher Außenlärmpegel La ist zulässig, wenn ein 
Einzelfallnachweis für die konkrete Gebäudegeometrie und die zum Zeitpunkt des Bauantrags 
maßgeblichen Schallausbreitungsverhältnisse (Abschirmung und Reflexion vorhandener 
Bebauung) erfolgt. Es sind Vorrichtungen (z. B. schallgedämpfte Lüfter) vorzusehen, die einen 
ausreichenden Luftwechsel in Räumen, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können, 
bei geschlossenen Fenstern ermöglichen und die die für den maßgeblichen Außenlärmpegel 
erforderliche Schalldämmung der Außenbauteile nicht mindern. Auf diese Maßnahme kann 
verzichtet werden, wenn der jeweilige Raum über zu Lüftungszwecken zu öffnende Fenster an 
Gebäudeseiten ohne Anforderungen an den Außenlärmschutz verfügt. Wo eine detaillierte 
Pegelermittlung für die Abschirmungsverhältnisse zum Zeitpunkt des Bauantrags eine 
Einhaltung der Orientierungswerte nach Beiblatt1 zu DIN18005 Teil1 ergibt, kann auf die o.g. 
Maßnahmen verzichtet werden.

Gemarkung: Bigge 
Flur: 004 
Quellenvermerk: Land NRW / HSK (2026)
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Stand des rechtskräftigen Bebauungsplanes

Stand der 1. vereinfachten Änderung


